
 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Herzgesundheit (Gesundes-Herz-Gesetz – 

GHG); 

hier:  Formulierungshilfe für einen Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

  

Nr. Artikel Gesetz Stichworte Beschreibung 

1 6a NpSG  • Weiterentwicklung des Neue-

psychoaktive-Stoffe-Gesetzes 

(NpSG)  

• Beschränkung der Abgabe von 

Lachgas (N2O) sowie von 

Gamma-Butyrolacton (GBL) 

und 1,4-Butandiol (BDO) (sog. 

K.O.-Tropfen), um missbräuch-

licher Verwendung entgegen 

zu wirken. 

 

• Aufnahme von Lachgas, GBL und BDO in 

eine neue Anlage zum NpSG zum Schutz 

der Gesundheit der Bevölkerung vor Miss-

brauch von Lachgas zu Rauschzwecken, 

sowie von GBL und BDO zu Rauschzwe-

cken oder zur Begehung von Straftaten 

(insbesondere Sexualstraftaten, sog. 

„K.O.-Tropfen/Vergewaltigungsdrogen“) 

 
• Umgangsverbot für Lachgas in Bezug auf 

Lachgas-Behältnisse mit mehr als acht g 

Inhalt und Umgangsverbot für GBL/BDO in 

Bezug auf den Reinstoff oder Zubereitun-

gen ab 20 Prozent Gehalt. Dies gilt nur, 

soweit es sich nicht um einen Umgang zu 

anerkannten gewerblichen, industriellen 

und wirtschaftlichen Zwecken handelt, um 

der industriellen Verwendung als Massen-

chemikalie Rechnung zu tragen. 

 

• Zum Schutz insbesondere von Kindern 

und Jugendlichen zusätzlich: 

Bei Lachgas für alle Verpackungsgrößen 

und bei GBL/BDO in Bezug auf den Rein-

stoff oder Zubereitungen ab 20 Prozent 

Gehalt: 

• Abgabe-, Erwerbs- und Besitzverbot 

an bzw. für Minderjährige  

• Einführung eines generellen Verbotes 

zur Abgabe über Automaten und über 

den Versandhandel an Endverbrau-

cher. 

• Ausnahme: Wenn die Stoffe in einer 

Zubereitung oder einem Behältnis ent-

halten sind, aus der bzw. aus dem 

eine Extraktion des Stoffes nur unter 

unverhältnismäßigem Aufwand mög-

lich wäre (z.B. Fertigsprühsahne) 
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Formulierungshilfe - Nummer 1 

 

 

 

 

(Unterstellung von drei psychoaktiven Stoffen 

(Lachgas, GBL und BDO) unter das NpSG) 

 

 

 

Nach Artikel 6 wird folgender Artikel 6a eingefügt: 

 

‚Artikel 6a 

Änderung des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes1 

 

Das Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetz vom 21. November 2016 (BGBl. I S. 2615), das zu-

letzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 210) geändert wor-

den ist, wird wie folgt geändert: 

 

 

1. § 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„1. neuer psychoaktiver Stoff  

a) ein Stoff oder eine Zubereitung eines Stoffes aus einer der in Anlage I genannten 

Stoffgruppen oder 

b) ein in Anlage II genannter Stoff oder eine Zubereitung eines solchen Stoffes, 

wenn dieser Stoff oder diese Zubereitung die in Anlage II Spalte 2 genannten Ei-

genschaften aufweist;“. 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Es ist verboten, 

                                                           
1Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. 

September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der 

Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1). 
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1. mit einem in § 2 Nummer 1 Buchstabe a genannten neuen psychoaktiven 

Stoff oder mit einem in § 2 Nummer 1 Buchstabe b genannten neuen psycho-

aktiven Stoff, der die in Anlage II Spalte 3 genannten Eigenschaften aufweist, 

Handel zu treiben, ihn in den Verkehr zu bringen, ihn herzustellen, ihn in den, 

aus dem oder durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes zu verbringen, ihn 

zu erwerben, ihn zu besitzen oder ihn einem anderen zu verabreichen, 

2. mit einem in § 2 Nummer 1 Buchstabe b genannten neuen psychoaktiven 

Stoff im Wege des Versandhandels oder der Selbstbedienung an Automaten 

Handel zu treiben, ihn in den Verkehr zu bringen, ihn in den Geltungsbereich 

des Gesetzes zu verbringen oder ihn zu erwerben, 

3. einen in § 2 Nummer 1 Buchstabe b genannten neuen psychoaktiven Stoff 

an Personen unter 18 Jahren abzugeben oder ihn Personen unter 18 Jahren 

zum unmittelbaren Verbrauch zu überlassen, 

4. als Person unter 18 Jahren einen in § 2 Nummer 1 Buchstabe b genannten 

neuen psychoaktiven Stoff zu erwerben oder zu besitzen.“   

 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „und“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

 

bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

 

cc) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

 

„3. die in Absatz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Handlungen, wenn sie in einer Form 

erfolgen, die eine Extraktion des jeweiligen neuen psychoaktiven Stoffes nur unter un-

verhältnismäßigem Aufwand zulässt.“ 

 

3. In § 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 7 Absatz 11“ durch die Angabe „§ 20 Satz 1“ ersetzt. 

 

4. In § 7 werden das Komma und die Wörter „für Bau und“ durch die Wörter „und für“ ersetzt, 

werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen und werden die Wörter „Liste der 

Stoffgruppen in der Anlage“ durch die Wörter „Liste der Stoffgruppen in Anlage I und die 

Liste der Stoffe in Anlage II“ ersetzt. 

 

5. Die Anlage wird Anlage I. 

 

6. Folgende Anlage II wird angefügt: 
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„Anlage II 

 

International 

Nonproprietary 

Names (INN) 

der Weltge-

sundheitsorga-

nisation 

Eigen-

schaften 

des 

Stoffes 

oder der 

Zuberei-

tung 

Eigen-

schaften 

des 

neuen 

psycho-

aktiven 

Stoffes 

andere nicht 

geschützte  

oder Trivialna-

men 

chemische 

Namen  

nach der 

Nomenkla-

tur der In-

ternational 

Union of 

Pure and 

Applied 

Chemistry 

(IUPAC) 

European 

Commu-

nity (EC)-

Nummer 

1,4-Butandiol 

 

Stoff: 

Reinstoff 

 

Zuberei-

tungen: 

Jede Zu-

berei-

tung mit 

einem 

Gehalt 

von 

mehr als 

20 Pro-

zent  

Jeder 

Stoff 

BDO, Tetrameth-

ylenglycol, 1,4-

Butylenglykol, 

1,4-Dihydroxy-

butan, B1D,  

Sucol B, Diol 

14B, 1,4-BD 

 

Butan-1,4-

diol  

203-786-5 

γ-Butyrolacton 

 

Stoff: 

Reinstoff  

 

Zuberei-

tung: 

Jede Zu-

berei-

tung mit 

einem 

Gehalt 

von 

mehr als 

Jeder 

Stoff 

Gamma-Butyro-

lacton, GBL, Bu-

tyro-1,4-lacton, 

Dihydrofuran-2-

on, 1-Oxa-cyclo-

pentan-2-on, 4-

Butanolid 

 

Oxolan-2-

on 

202-509-5 
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20 Pro-

zent 

Distickstoffmo-

noxid 

Stoff: 

Reinstoff  

 

Zuberei-

tungen: 

Jede Zu-

berei-

tung 

Verpa-

ckung in 

einem 

Behälter 

mit einer 

Füll-

menge 

von 

mehr als 

acht 

Gramm  

Lachgas, Distick-

stoffoxid, Stick-

oxydul, Azo-oxid, 

E 942   

Distickstoff-

monoxid 

233-032-

0“.‘ 

  

 

 

 

 

 

Begründung: 

 

Zu Nummer 1 

Die Legaldefinition eines neuen psychoaktiven Stoffes (NPS) in § 2 Nummer 1 wird neu ge-

fasst.  

Durch die Neufassung des § 2 Nummer 1 wird erreicht, dass diese Legaldefinition zukünftig 

sowohl die einer der in Anlage I gelisteten Stoffgruppen zuordenbaren Stoffe und deren Zube-

reitungen (Buchstabe a) als auch die in Anlage II gelisteten Stoffe und deren Zubereitungen 

(Buchstabe b) umfasst. 

 

§ 2 Nummer 1 Buchstabe a entspricht der bisherigen Definition. Unter diese Legaldefinition 

sind weiterhin die meist synthetisch hergestellten Stoffe zu subsumieren, die gelegentlich auch 

als „Designerdrogen“, „Research Chemicals“ oder auch als „Legal Highs“ bezeichnet werden. 

Es handelt sich teils um neue Stoffe, die von den Akteuren des Drogenmarktes gezielt zur 

Umgehung rechtlich bereits erfasster und verbotener Stoffe hergestellt werden, teils auch um 

Stoffe, die von der Arzneimittelindustrie entwickelt, aufgrund ihrer psychotropen Nebenwirkun-

gen jedoch nicht zu Arzneimittelwirkstoffen weiterentwickelt wurden. Sie zeichnen sich 

dadurch aus, dass sie einer der in der Anlage I genannten Stoffgruppen zuordenbar sind.  

 

Neben den dem Neuen-psychoaktive-Stoffe-Gesetz (NpSG) bereits bisher unterstellten NPS 

stellt der Missbrauch von psychoaktiven Industriechemikalien eine zunehmende Gefahr für die 

öffentliche Gesundheit dar. Ihr missbräuchlicher Konsum ist mit schwer einzuschätzenden und 
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gegebenenfalls schwerwiegenden Gesundheitsgefahren verbunden. Durch Explosionen und 

Verpuffungen bei nicht vollständig entleerten Behältnissen, zum Beispiel von Lachgasbehält-

nissen, verursachen diese zudem Gesundheitsrisiken für Beschäftigte der Abfallwirtschaftsbe-

triebe. Darüber hinaus können die durch den Konsum anfallenden Verpackungsabfälle bei der 

Entsorgung Beschädigungen der eingesetzten Sortier- und Recyclinganlagen verursachen. 

Aufgrund der breiten legalen Verwendung eignen sich diese teilweise in großen Mengen ge-

handelten Stoffe nicht für eine Unterstellung unter das Betäubungsmittelgesetz (BtMG). Eine 

entsprechende Unterstellung hätte erhebliche Auswirkungen auf den Verkehr, insbesondere 

durch die entstehenden Erlaubnispflichten und die sehr kleinteiligen Meldepflichten. In der 

Folge besteht eine Regelungs- und Strafbarkeitslücke in Bezug auf diese psychoaktiven In-

dustriechemikalien, die durch die Aufnahme in das NpSG geschlossen werden soll. Da die 

bisherige Anlage zum NpSG keine Stoffgruppen umfasst, denen die psychoaktiven Industrie-

chemikalien zugeordnet werden können, soll das NpSG um eine Anlage II, die Einzelstoffe 

auflistet, ergänzt werden. Im Unterschied zur bisherigen Anlage des NpSG, die Stoffgruppen 

definiert, erfasst die Anlage II Einzelstoffe als Positivliste entsprechend der Systematik des 

BtMG. Im Hinblick auf die vielfältigen legalen Verwendungen dieser psychoaktiven Stoffe, bei 

denen diese als Produkte des täglichen Lebens gehandelt werden, soll die Verwendung als 

Inhaltsstoff in bestimmten Konzentrationen, die in Anlage II Spalte 2 definiert sind, von der 

Legaldefinition ausgenommen sein. Die Verwendung dieser Produkte, wie zum Beispiel GBL-

haltige Nagellackentferner, soll durch die Unterstellung der Stoffe nicht verhindert oder er-

schwert werden. Ziel des Gesetzes ist allein, die Verwendung zu Rauschzwecken zu verhin-

dern, nicht aber die breite anerkannte Nutzung zu anderen Zwecken zu beschränken. So wer-

den GBL- und BDO-haltige Produkte dann nicht von der Legaldefinition § 2 Nummer 1 Buch-

stabe b erfasst, wenn die Konzentration des Stoffes im Produkt so niedrig ist, dass ein Miss-

brauch zu Rauschzwecken unwahrscheinlich ist, da die Konzentration des Stoffes in einer 

solchen Zubereitung für den psychoaktiven Effekt zu gering ist.  

 

Die Anlage II soll unter den Voraussetzungen des § 7 im Verordnungswege um weitere 

psychoaktive Stoffe erweitert werden können, wenn dies nach wissenschaftlicher Erkenntnis 

wegen ihrer Wirkungsweise als psychoaktiv wirksame Stoffe, wegen des Ausmaßes ihrer nicht 

anerkannten Verwendung und wegen der unmittelbaren oder mittelbaren Gefährdung der Ge-

sundheit erforderlich ist. Die Verordnungsermächtigung des § 7 umfasst auch Änderungen der 

Spalten 2 und 3 in Anlage II.  

 

Zu Nummer 2 

Durch die Aufnahme der in Anlage II gelisteten Stoffe und ihrer Zubereitungen bei Erfüllung 

der in Anlage II Spalte 2 genannten Eigenschaften in die Definition von NPS im Sinne von § 2 

Nummer 1 wird das verwaltungsrechtliche Verbot des Umgangs mit NPS, § 3 Absatz 1, auf 

diese erstreckt. Das Verbot eröffnet im Einzelnen die Möglichkeit der Sicherstellung und 
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Vernichtung und trägt damit dem besonderen Schutzgut der öffentlichen Gesundheit Rech-

nung, ohne Konsumierende zu kriminalisieren. Durch das verwaltungsrechtliche Verbot soll 

die Verbreitung dieser Stoffe zu Rauschzwecken begrenzt und deren Konsum und deren Ver-

wendung zu Rauschzwecken so weit wie möglich eindämmt werden.  

 

Entsprechend der Intention des NpSG bleibt es dabei, dass das die Tatbestände des Besitzes 

und des Erwerbs erfassende verwaltungsrechtliche Verbot über die Strafvorschrift des § 4 

hinausgeht. Die breite Anwendung der mit der Anlage II unterstellten psychoaktiven Industrie-

chemikalien macht es gleichwohl erforderlich, die Reichweite des verwaltungsrechtlichen Ver-

bots zu begrenzen. Zu diesem Zweck ordnet Satz 2 an, dass das verwaltungsrechtliche Verbot 

des Satzes 1 auf die in Anlage II genannten Stoffe und deren Zubereitungen nur anzuwenden 

ist, wenn eine der in Satz 2 genannten Varianten erfüllt ist, das heißt etwa wenn sie die in 

Anlage II Spalte 3 genannten Eigenschaften erfüllen (Nummer 1). Hiermit bewirkt wird bei-

spielsweise im Fall von Lachgas ein Ausschluss für Verpackungsgrößen, die regelmäßig auch 

im privaten Bereich zu anderen als zu Rauschzwecken Verwendung finden. So werden Füll-

mengen mit bis zu acht Gramm Inhalt regelmäßig beispielsweise zum Aufschäumen von 

Schlagsahne genutzt.  

 

Erst Lachgaskapseln mit einem Inhalt von mehr als acht Gramm unterliegen dem verwaltungs-

rechtlichen Verbot, da erst ab dieser Füllmenge davon ausgegangen wird, dass diese originär 

im privaten Kontext zu Rauschzwecken verwendet werden.  

 

Um dem Konsum zu Rauschzwecken auch bei kleineren Füllmengen entgegen zu wirken und 

insbesondere Jugendliche im Interesse des Gesundheits-, Kinder- und Jugendschutzes vor 

dem schnellen und anonymen Zugang zu NPS besser zu schützen, ist vorgesehen, dass auch 

NPS, die die in Anlage II Spalte 3 genannten Eigenschaften nicht erfüllen, weder im Wege des 

Versandhandels noch zur Selbstbedienung an Automaten gehandelt, in den Verkehr oder in 

den Geltungsbereich des Gesetzes gebracht oder erworben werden dürfen (Nummer 2). Zu-

dem gilt ein striktes Abgabe-, Erwerbs und Besitzverbot an beziehungsweise für Personen 

unter 18 Jahren, unabhängig vom Vertriebsweg (Nummer 3). 

Der Begriff des Versandhandels umfasst auch die Variante des Online-Handels. Hierdurch 

sollen in der Praxis weit verbreitete Vertriebswege ausgeschlossen werden, denn ein wesent-

licher Teil des Handels mit psychoaktiven Stoffen erfolgt derzeit über das Internet. Teilweise 

werden die Stoffe auch an Automaten zur Selbstbedienung angeboten. Nur durch eine expli-

zite Anwendung des Verbots des Absatzes 1 Satz 1 auf diese Vertriebsformen kann die Ver-

fügbarkeit dieser Stoffe eingeschränkt werden. 

 

Das Verbot des Versand- und Automatenhandels greift dabei mit dem Abgabeverbot an Ju-

gendliche ineinander, um die omnipräsente Verfügbarkeit im Interesse des Gesundheits-, 
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Kinder- und Jugendschutzes zu verringern. Gerade Jugendliche könnten die Möglichkeit die-

ser Vertriebswege nutzen, um die Altersbeschränkung zu umgehen. Die Altersbeschränkung 

selbst soll besonders diese vulnerable Gruppe vor den gesundheitlichen Folgen des Konsums 

solcher Stoffe schützen. Es ist daher gerechtfertigt, die Abgabe an diese Gruppe generell zu 

untersagen. 

 

Eine Ausnahme von dem grundsätzlichen Verbot des Versand- und Automatenhandels und 

vom Abgabe-, Erwerbs und Besitzverbot an beziehungsweise für Personen unter 18 Jahren 

besteht für die Fälle, in denen der Stoff in einer Form (Behältnis, Zubereitung und so weiter) 

vorliegt, die eine Extraktion des jeweiligen Stoffes nur unter unverhältnismäßigem Aufwand 

zulassen. Lachgas wird zum Beispiel als Treibgas zum Aufschäumen verwendet. Dabei sind 

die Lachgaskapseln in den Behältnissen fest verbaut und enthalten nur eine geringe Menge 

Lachgas. Der Aufwand, der hier zu betreiben wäre, um an das Lachgas zu gelangen (zum 

Beispiel durch Aufschneiden einer Dose und anschließender Entnahme der geringen Menge) 

stände in keinem Verhältnis mehr zu der damit erlangten Menge des psychoaktiven Stoffes. 

Bedenkt man die häufige Verwendung dieser Produkte im Alltag, wäre es unverhältnismäßig, 

diese insbesondere vom Versandhandel, beispielsweise im Rahmen der Lieferdienste des Le-

bensmitteleinzelhandels, oder von Benutzung durch Jugendliche auszuschließen. Etwas an-

deres gilt dagegen bei Sahnesprühdosen, bei denen die Kapseln aufgeschraubt werden. Hier 

ist die Entnahme des Lachgases mit sehr geringem Aufwand möglich. 

Daneben bleiben die Ausnahmen vom Verbot nach Absatz 1 gemäß § 3 Absatz 2 unberührt. 

 

Zu Nummer 3 

Das Bundeskriminalamtgesetz (BKAG) wurde durch das Gesetz zur Neustrukturierung des 

Bundeskriminalamtgesetzes vom 1. Juni 2017 (BGBl. I S. 1354) neu gefasst. In der Folge soll 

der Verweis auf das BKAG korrigiert werden.  

 

Zu Nummer 4 

Die Verordnungsermächtigung des § 7 führt die Rechtslage bezogen auf die NPS fort und 

erweitert diese um die Möglichkeit, durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Ge-

sundheit, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-

nisterium des Innern und für Heimat, mit dem Bundesministerium der Justiz und mit dem Bun-

desministerium der Finanzen und nach Anhörung von Sachverständigen die Liste der in An-

lage II genannten Stoffe zu ändern, wenn dies nach wissenschaftlicher Erkenntnis wegen der 

Wirkungsweise von psychoaktiv wirksamen Stoffen, wegen des Ausmaßes ihrer missbräuch-

lichen Verwendung und wegen der unmittelbaren oder mittelbaren Gefährdung der Gesund-

heit erforderlich ist. Zugleich sollen die Bezeichnungen der Bundesministerien aktualisiert wer-

den, siehe § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes.    
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Zu Nummer 5 

Die bisherige Anlage wird zu Anlage I. 

 

Zu Nummer 6 

In die neue Anlage II sollen Einzelstoffe aufgenommen werden können, die aufgrund ihrer 

chemischen Struktur nicht einer der Stoffgruppen der Anlage I zugeordnet werden können. Mit 

dem aktuellen Gesetzentwurf sollen Lachgas (N2O / Distickstoffmonoxid), 1,4-Butandiol (BDO) 

und γ-Butyrolacton (GBL) in die neue Anlage II aufgenommen und so den Regelungen des 

NpSG unterstellt werden.  

 

Der Freizeitkonsum von Lachgas nimmt zu. Dabei sind die möglichen vielschichtigen gesund-

heitlichen Risiken gerade für die vulnerablen Personengruppen ernst zu nehmen.  

Die Europäische Drogenagentur berichtet in ihrer Veröffentlichung „Freizeitkonsum von Disti-

ckstoffmonoxid in Europa: Situation, Risiken, Reaktionen“, abrufbar unter 

https://www.euda.europa.eu/sites/default/files/pdf/14854_de.pdf?823786, über einen Anstieg 

des Freizeitkonsums von Lachgas.  

Wird Lachgas eingeatmet, so tritt nach wenigen Sekunden ein kurzer Rausch ein, bei dem 

schwache Halluzinationen, Wärme- und Glücksgefühle empfunden werden. Bei intensivem 

akutem Konsum droht Bewusstlosigkeit. Besonders riskant wird es, wenn Konsumierende die 

Intensität der Wirkung steigern wollen, beispielsweise indem sie eine mit Lachgas gefüllte 

Plastiktüte über den Kopf ziehen. In diesen Fällen droht bei Bewusstlosigkeit Erstickung. Bei 

direktem Konsum aus einer Gaskartusche besteht wegen der rapiden Abkühlung auf bis zu -

55 Grad Celsius ein Risiko für Erfrierungen bei Kontakt mit der Kartusche sowie für Verletzun-

gen des Lungengewebes durch den Gasdruck. Es wurde zudem festgestellt, dass die Lang-

zeitexposition gegenüber Lachgas mit einer Erschöpfung der Vitamin-B12-Reserven und einer 

dadurch verursachten megaloblastären Anämie sowie einer Rückenmarksschädigung in Zu-

sammenhang steht. Die Schäden können auch Nerven betreffen, die für die Kontrolle der Mus-

keln zuständig sind. Der Mischkonsum mit anderen Drogen (zum Beispiel mit Opiaten oder 

Benzodiazepinen) birgt weitere Risiken. Es besteht daher gesetzlicher Handlungsbedarf, um 

die Gesundheit der Bevölkerung vor missbräuchlichem Konsum zu Rauschzwecken und ins-

besondere Kinder und Jugendliche zu schützen.  

Bei Lachgas erfolgt der Konsum zu Rauschzwecken meist über gasbefüllte Luftballons. Die 

Befüllung erfolgt meist aus 640 Gramm bis zwei Kilogramm schweren Lachgasflaschen. Diese 

werden häufig in Kombination mit Konsumzubehör angeboten. Dazu zählen beispielsweise 

Luftballons und Gummischläuche. Teilweise sind die Behältnisse bunt gestaltet und ist das 

Lachgas über Düsen aromatisiert. 

 

Lachgas hat nach aktuellem Stand von Wissenschaft und Technik eine breite anerkannte Ver-

wendung zu gewerblichen, industriellen und wissenschaftlichen Zwecken. So wird Lachgas 
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als Lebensmittelzusatzstoff zum Beispiel in der Nahrungsmitteltechnik als Treibgas zum Auf-

schäumen von Milchprodukten (zum Beispiel Schlagsahne) verwendet. In der chemischen In-

dustrie findet Lachgas keine größere stoffliche Verwendung. Lachgas fällt hier aber als Ne-

benprodukt an, das direkt emittiert oder inzwischen zum größten Teil in Abgasreinigungsanla-

gen als Treibhausgas vernichtet wird. Zudem ist Lachgas zur inhalativen Anwendung ein ver-

schreibungspflichtiges Arzneimittel und wird dementsprechend von der pharmazeutischen In-

dustrie verarbeitet. Als Arzneimittel im Sinne des § 2 Absatz 1, 2, 3a und 4 Satz 1 des Arznei-

mittelgesetzes unterliegt es der Verschreibungspflicht und ist vom Anwendungsbereich des 

NpSG nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 ausgenommen.  

Durch die in Anlage II Spalte 3 geregelten Eigenschaften werden einzelne Kartuschen mit nicht 

mehr als acht Gramm von dem verwaltungsrechtlichen Verbot des § 3 Absatz 1 Satz 1 ausge-

nommen. Insoweit bleibt insbesondere deren Abgabe, zum Beispiel durch Supermärkte, zu-

lässig. Ausgenommen ist jedoch durch die Regelung des § 3 Absatz 1 Satz 2 unter anderem 

der Versandhandel und die Abgabe an Automaten sowie die Abgabe an und der Erwerb und 

Besitz durch Personen unter 18 Jahren, es sei denn dies geschieht in einer Form, die eine 

Extraktion des jeweiligen Stoffes nur unter unverhältnismäßigem Aufwand zulässt. Die Ver-

wendung größerer Gebinde durch die Industrie zu anerkannten Verwendungen bleibt vom Ver-

bot nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 ausgenommen. Im Hinblick auf den Gesundheitsschutz ei-

nerseits und die breite Verwendung von mit sieben bis acht Gramm Lachgas befüllten Kartu-

schen zum Aufschäumen von Sahne unter Verbraucherinnen und Verbrauchern ist die Einfüh-

rung dieser Grenze sachgerecht. Bei einem Verbot der üblicherweise zum Freizeitkonsum ver-

wendeten Flaschengrößen werden die Durchschnittspreise pro Konsumeinheit daher – auf-

grund der höheren Anschaffungskosten der im Einzelhandel verfügbaren Kartuschen – deut-

lich steigen. Dadurch wird der Konsum weniger attraktiv erscheinen und die Nachfrage wird 

sich reduzieren.   

 

GBL und BDO sind psychoaktive Industriechemikalien mit breiter legaler Anwendung. Sie wer-

den unter anderem in industriellen Prozessen und Fertigungsprozessen sowie in vielen Ver-

braucherprodukten als Lösungsmittel für Schellack und Harze, Zusatz zu Bohrölen, Abbeiz-

mitteln und Textilhilfsstoffen sowie als Inhaltsstoff von acetonfreien Nagellackentfernern ver-

wendet. 

GBL und BDO werden wie Lachgas zu Rauschzwecken missbraucht. Unter diese Verwendung 

zu Rauschzwecken fällt dabei sowohl die bewusste Selbstberauschung als auch die Verabrei-

chung an Dritte, um die Rauschwirkung auszunutzen (K.O.-Tropfen). Die beiden Prodrugs 

GBL und BDO, die selber keine oder nur eine geringe psychoaktive Wirkung haben, werden 

im menschlichen Körper in die psychoaktive Substanz Gamma-Hydroxybuttersäure (GHB) 

umgewandelt. Der Stoff GHB ist in Deutschland zur Behandlung von Narkolepsie zugelassen. 

Er ist ein dosisabhängiger Neuromodulator mit Rauschmittelwirkung. GHB ist in der Anlage III 

des BtMG aufgeführt und als Arzneimittel verschreibungs- und verkehrsfähig unter Beachtung 
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der betäubungsmittelrechtlichen Regelungen. Im Zusammenhang mit den Vorläuferstoffen 

BDO und GBL bestehen erhebliche Gefahren für die öffentliche Gesundheit als Folge des 

Risikos einer durch übermäßigen Konsum verursachten Vergiftung mit GHB, die zu Koma, 

Bradykardie und Hypothermie führen kann. GHB sowie die Vorstufen GBL und BDO gewinnen 

als Droge in Deutschland zunehmend an Bedeutung. Die Wirkung kann eher mit der von Al-

kohol oder Benzodiazepinen verglichen werden. Bei chronischer Einnahme von GBL oder 

BDO besteht zudem ein Abhängigkeitsrisiko. Da das psychoaktiv wirksame GHB wasser- und 

alkohollöslich ist und potenziell zu Willenlosigkeit mit anschließendem Gedächtnisverlust führt, 

werden GBL und BDO nicht nur zu Rauschzwecken, sondern auch als K.-O.-Tropfen bei Se-

xualstraftaten (sogenannte „Vergewaltigungsdroge“) und Eigentumsdelikten missbräuchlich 

eingesetzt. Aufgrund der für GHB charakteristischen kurzen Abbauzeit ist der Nachweis der 

Einnahme/Verabreichung insbesondere im strafrechtlichen Kontext erschwert, was eine zu-

sätzliche Gefahr darstellt. Belastbare Zahlen über den Missbrauch von GBL als Rauschmittel 

liegen in Europa mithin kaum vor. Aufgrund von Konsumentenberichten im Internet sowie zahl-

reicher Sicherstellungen und Berichten aus der Suchtberatung ist von einem großen Dunkel-

feld auszugehen. Die Europäische Drogenagentur verzeichnet in ihrem Europäischen Drogen-

bericht von 2024, abrufbar unter https://www.euda.europa.eu/sites/default/fi-

les/pdf/31875_en.pdf?602898,  in elf EU-Mitgliedstaaten und Norwegen 16 Notfälle im Zusam-

menhang mit GBL und BDO im Jahr 2022. Es ist jedoch davon auszugehen, dass diese Zahl 

nicht repräsentativ ist, da insbesondere im Bereich der Sexualdelikte mit einem Dunkelfeld zu 

rechnen ist, da diese entweder nicht gemeldet werden oder ein Zusammenhang mit 

GBL/BDO/GHB (forensisch) nicht festgestellt wird.  

 

Die Aufnahme von GBL und BDO in die Anlage II ermöglicht es, unter anderem das Inverkehr-

bringen, das Handeltreiben, das Herstellen und das Verbringen in den Geltungsbereich des 

Gesetzes zu untersagen und diese Stoffe sicherzustellen, wodurch dem Missbrauch zu 

Rauschzwecken oder der Verwendung als K.-O.-Tropfen entgegengewirkt werden kann. So-

wohl GBL als auch BDO unterliegen dem freiwilligen europäischen Monitoring-System im Rah-

men der Grundstoffüberwachung (freiwillige Zusammenarbeit der Industrie und des Handels 

mit den zuständigen Behörden, insbesondere der Gemeinsamen Grundstoffüberwachungs-

stelle von Zollkriminalamt und Bundeskriminalamt beim Bundeskriminalamt). Dieses Monito-

ring-System verzeichnet – aufgrund der regelmäßig verlässlichen Zusammenarbeit mit den in 

Deutschland beteiligten Unternehmen der chemischen Industrie und des Chemikalienhandels 

‒ gute Ergebnisse in Bezug auf die Kontrolle der Herstellung solcher Stoffe und des Verkehrs 

mit solchen Stoffen in Deutschland. Insoweit gibt es Maßnahmen, um Abzweigungen zu Miss-

brauchszwecken zu begegnen, die auch genutzt werden. Gleichwohl sind die Grenzen dieses 

kooperativen europäischen Monitoring-Systems dann erreicht, wenn es sich um von vorneher-

ein zu Rauschzwecken bestimmtes GBL oder BDO handelt.   
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Das Verbot des § 3 Absatz 1 Satz 1 umfasst den Reinstoff und Zubereitungen mit einem Gehalt 

an BDO oder GBL von mehr als 20 Prozent. Durch die Einführung dieser Grenze bleiben die 

vielfältigen nach dem jeweiligen Stand von Wissenschaft und Technik anerkannten Verwen-

dungen, zum Beispiel in Nagellackentferner und Fassadenreiniger als an Verbraucher abgeb-

bare Produkte, vom Anwendungsbereich des NpSG ausgenommen. Hingegen unterliegt die 

Abgabe als vermeintliches Reinigungsmittel mit BDO oder GBL mit einem hohen Prozentsatz 

der jeweiligen Substanz zukünftig dem verwaltungsrechtlichen Verbot und ist unter den Vo-

raussetzungen des § 4 strafbewehrt.   

 

 

Finanzwirkungen 

Es sind keine nennenswerten Auswirkungen auf den Bundeshaushalt zu erwarten. Da die drei 

Chemikalien in hohem Maße im Inland zur Verfügung stehen, sind keine vermehrten Aufgriffe 

durch den Zoll bei der illegalen Einfuhr zu befürchten. Die erforderlichen Kontrollmaßnahmen 

des Zolls sind auch ohne die gesetzliche Änderung erforderlich, da auch ansonsten Einrei-

sende nach anderen verbotenen Stoffen oder Gegenständen untersucht werden müssten. 

Die Strafverfahren, deren Zahl möglicherweise ansteigen wird, liegen in der Zuständigkeit der 

Länder. 
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